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A 0130/2023 (DDI) 

Auftrag Farah Rumy (SP, Grenchen): Pränataler Mutterschutz für alle Angestellten 

im Kanton Solothurn (17.05.2023)  

 

Der Regierungsrat wird beauftragt, für alle Angestellten im Kanton Solothurn einen Mutter-

schaftsurlaub von 3 Wochen vor der Geburt zu verankern. Der bereits bestehende Mutter-

schaftsurlaub von 16 Wochen wird dadurch nicht angetastet, sondern kann vollständig nach 

der Geburt bezogen werden.  

 

Begründung 17.05.2023: schriftlich. 

 

Werdende Mütter und ihr ungeborenes Kind haben Anrecht auf den höchsten Schutz. 70 Pro-

zent der Frauen sind in den letzten zwei Wochen vor der Geburt krankgeschrieben, viele 

schon früher. Das zeigt eine Studie im Auftrag des Bundesrats aus dem Jahr 2018. Die Erwar-

tung, dass alle Frauen bis zur Geburt arbeiten, entspricht nicht der Realität.  

Nur jede sechste Frau arbeitet bis zur Geburt. Fachpersonen wie Hebammen, Gynäkologen 

und Gynäkologinnen, Mütter- und Väterberater und -beraterinnen oder Pflegefachpersonen 

im Wochenbett betonen, dass es für den Geburtsverlauf und die Gesundheit von Mutter und 

Kind entscheidend ist, ob die schwangere Frau sich in Ruhe und mit möglichst wenig physi-

schem oder psychischem Stress auf das Geburtsereignis vorbereiten kann.    

Paradoxerweise wirkt sich die meist verbreitete sitzende und eher ruhige Büroarbeit negativ 

auf die Geburt aus, weil dadurch die körperlichen Voraussetzungen für die Geburt verschlech-

tert werden.   

 

 



 

 

Die Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben ist ein wichtiger Bestandteil für eine erfolgreiche 

Personalführung. Die Erwartung, dass Frauen bis zur Geburt arbeiten sollen, ist gesundheitlich 

nicht haltbar und in der Realität kaum möglich. Eine klarere Regelung für die Zeit vor der 

Geburt wäre für den Arbeitgeber von Vorteil, weil sie helfen würde, Planungsunsicherheiten 

zu vermeiden.  

Der vorgeburtliche Mutterschutz wäre ein wichtiger Fortschritt, der sich positiv auf die Ge-

burt, die Erholung im Wochenbett und die Gesundheit von Mutter und Kind auswirkt.  

National wird eine entsprechende Gesetzesanpassung aufgrund der gesundheitlichen Evidenz 

geprüft.  

Die Arbeitgeber im Kanton Solothurn hätten somit mehr Planungssicherheit und das Risiko 

für unvorhergesehene und plötzliche Absenzen würde vermindert. Die neue fortschrittliche 

Regelung würde zur Arbeitgeberattraktivität beitragen, die Gesundheit von Mutter und Kind 

schützen und den Arbeitgeber von der Konkurrenz abheben.  

 

Unterschriften: 1. Farah Rumy, 2. Nicole Wyss, 3. Luzia Stocker, Melina Aletti, Markus Am-

mann, Matthias Anderegg, Remo Bill, Rea Eng-Meister, Simon Esslinger, Laura Gantenbein, 

David Gerke, Stefan Hug, Hardy Jäggi, Karin Kälin, Franziska Rohner, Christof Schauwecker, 

Sarah Schreiber, Nadine Vögeli (18) 


